‚Abounement für Stettin monatlich 50 Pfennigt, 
mit Trägerlohn 70 Pfennige, auf der Poſt vierteljährlich 2 Mark, 


Juferate: Du A4geſpalient Petueue 15 Pfennige 
Redactton, Druck und Belag von R. Graßmann. 


mit Landbrieſträgergeld 2 Mark 50 Pfennige. 


Stettiner 


Stettin, Kirchplaß Nr. 3. 


Jeilung. 


Abend⸗Ausgabe. 


Landtags⸗Verhandlungen. 


Herrenhaus. 
8. Sitzung vom 7. Februar. 

Bräfdent Herzog von Ratibor eröffnet 
vie Sizung um 1 pr mit den üblichen geſchäft 
g Mittheilungen. 
ag Miniſtertiſche: Graf Eulenburg und meh⸗ 
rere Kommiſſarien. 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein mit 
der Berathung des Geſetzentwurfs betreffend die Be⸗ 
fähigung für den höheren Verwaltungs dienſt. 

Die Juſtizkommiſſion, als deren Referent Dr. 
Dernburg fungirt, hat die vom Abgeordneten ⸗ 
hauſe beſchloſſenen Paragraphen, die Befähigung zum 
Landraths amte betreffend, geſtrichen und nach der ur⸗ 
ſprünglichen Vorlage der Regierung die Regelung 
dieſer Frage e nem beſonderen Geſeße vorbehalten, 
mit der Beſtimmung, daß bis zum 1. Januar 1884 
dieſes Geſeß erlaſſen ſein muß oder daß alle Land⸗ 
räthe die Befähigung für den höheren Verwaltungs- 
dienſt haben müſſen. 

Die Herren Graf Kraſſow, Graf Brühl! 
und v. Winterfeld erklären ſich gegen den 
Kommiſſionsantrag, der, außer vom Minifter des 
Zunern, Grafen Eulenburg, auch von den 
Herten Weyer, Graf Rittberg, Graf zur 
Sippe, Haſſelbach und Bredt vertheidigt 
une ſchließlich angenommen wird. 

Das Aus fübrungsgeſetz zur deutſchen Cloil⸗ 
vroheß-Ordnung, ſowie der Staatsvertrag zwischen 
Preußen und dem Fürſtenthum Lippe, betreffend die 
Begründung einer Gerichtsgemeinſchaft, werden ohne 
Debate genehmigt. 

Schluß 4 Uhr. 

Nächſte Sitzung Sonnabend 1 Uhr. 

T. O.: Kleinere Geſetze. 


Abgeordnetenhaus. 
46. Sitzung vom 7. Februar. 

Präſtdent v. Bennigſen eröffnet die Gipung 
um 11½¼ Uhr. 

Am Mimiſtertiſch: Handelsminiſter Maybach 
und einige Kom miſſarten. 

Tagesordnung: 5 

J. Dritte Berathung des Geſetzentwurfs be- 
treffend die Deckung der erforderlichen Mehrkoſten 
für den Bau der Bahnen Trier-Oberlahnſtein und 
Godelheim Northeim. 

Der Handelemintſter erklärt, daß die 
Staate regierung der veränderten Jaſſung des Geſetz⸗ 
entwurfs zuſtimmt. 

Der Geſetzentwurf wird hierauf genehmigt. 

II. Dritte Berathung des Entwurfs einer 
Schirdsmannsordnung. 

Der Geſetzentwurf wird definitiv genehmigt. 

III. Mündlicher Bericht der Budget-Kommiſ⸗ 
fion über den Nachweis der Verwendung des in 
dem Etat der Eiſenbahn-Verwaltung pro 1. April 
1877 78 vorgeſchriebenen Dis poſitionsfonds von 
900,000 Mark. s 

Die Nachweiſung wird hierauf für erledigt er⸗ 
klärt. 

IV. Fortsetzung der Etatsberathung. 

a. Justizverwaltung. a 

Abg. Piet berichtet zunächſt Namens der 
Budget⸗Kemmiſſion über die Petition der Gerichts⸗ 
voigte Baumgarten und Genoſſen, betreffend die 
Erhöhung des penſlonsfähigen Maximaleinkommens 
der Gerichtsvoigte in Hannover. Der Referent em- 
pfiehlt, vie Petition der Staatsregierung zur Berück⸗ 
ſichtigung zu überweiſen. 

Der Kommiſſar des Juſttzminiſters er- 
klärt fi gegen diefen Antrag. Billigketts⸗Rück⸗ 
ſichten köunten hier nicht Plaß greifen; es könn ⸗ 
ten nur diejenigen Säge bewilligt werden, welche 
das Penſtonsgeſetz feſigeſetzt oder durch die desfall⸗ 
ſigen Beſtimmungen im Etatsgeſeh vorgeschrieben 
werden. 

Nachdem noch die Abgg. Brom m und 
Köhler- Göttingen für den Antrag der Kom⸗ 
miſſton eingetreten, wird derſelbe vom Hauſe ange⸗ 
nommen. 

Kap. 80— 82 werden bewilligt. 

Es kommen nunmehr die Kapitel des Nach⸗ 
tragsetats 82a und 82 b, betreffend das Pauſch⸗ 
quantum zur Deckung der Beſoldungen für die rich⸗ 
terlichen Beamten, zur Berathung. 

Die Budget⸗Kommiſſion hat bekanntlich das 
Gehalt für die 13 Oberlandesgerichts⸗Präſtdenten 
von 11,400 auf 14,000 Mark, das Maximal- 


Sonnabend, den 8. Februar 1879. 


Gehalt der Oberlandesgerichts⸗Räthe und Landge⸗ 
richts⸗Direktoren von 6000 auf 6600 Mark (Durch- 
ſchnitt 5700 Mark), das der Land- und Amtorichter 
von 5400 auf 6000 Mark (Durchſchnitt 4200 
Mark) erhöht. 

Abg. Freiherr v. Zedlitz und Neukirch 
widerſpricht dieſer Erhöhung, während der Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſar, Geb: Oberſinanzrath Scholz, 
Namens der Staatsregierung erklärt, daß dieſelbe 
zwar urſprünglich bei der gegenwärtig ungünſtigen 
Finanzlage von einer ſolchen Gehalts-Erhöhung Ab⸗ 
ſtand nehmen zu müſſen geglaubt, daß fie dieſelben 
jedoch nicht für ungerecht erachte und für den Fall, 
daß das Haus den Anträgen der Budget-Kommiſ⸗ 
fion zuſtimmen ſollte, die Staatsregterung nicht ge⸗ 
willt jet, ſich den beſchloſſenen Beſoldungs. Crhöhun⸗ 
gen zu widerſetzen. 0 

Referent Abg. Kleſchle dankt Namens der 
Kommiſſion der Staatsregierung für deren Entgegen 
kommen und weil die Nothwendigkeit dieſer Erhö⸗ 
hungen nach. 

Das Haus ſtimmt den Anträgen der Budget⸗ 
Kommiſſlon zu und genehmigt im Uebrigen die ſon⸗ 
fligen Poſitionen des Nachtragsctats. 

Die Petitionen der Subalternbeamten der Ab⸗ 
theilung für Strafſachen des Stadt⸗ und Kreisge⸗ 
richts zu Magdeburg, der Bureau- und Kaſſen⸗ 
beamten des Stadtgerſchts Berlin und der Appel⸗ 
lattonsgerichts-Sekretare zu Poſen, die Beſoldung 
der Gerichtsſchreiber betreffend, werden durch die ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe für erledigt erklärt. 

Das Haus diskutirt nunmehr die aus ſieben 


Paragraphen beſtehenden Grundſätze, nach denen das w. 
Dienſtalter der Richter für deren Reihenfolge in den tegigern 


Beſoldungeetat feftzeiepen fein wird. 
Abg. Lswenſtein empfiehlt Namens d 

Budgetkommiſſion, den Vorſchlägen der Reglerung 

zuzuſtimmen. 5 ae 

Das Haus ſchließt ſich dieſem Vorſchlage an 
und erklärt zugleich die hierzu vorliegenden Petitio- 
nen für erledigt. a 5 

Kap. 83—87 der dauernden Ausgaben wer⸗ 
den unverkürzt bewilligt. 

Zu Tit 17 Kap. 11 des Extraorvinariums 
beantragt die Budgetkommiſſton, das geforderte 
Panſchguantum zur Vorbereitung und zur theilwel⸗ 
ſen Herſtellung derjenigen Bauten, welche für bie 
Durchführung der Juſtlzorgantſatlon vorausſichtlich 
nöthig fein werden, nicht in Höhe von 10,130,000 
M., ſondern nur in Höhe von 6,130,000 M. zu 
bewilligen, alſo 4 Millionen abzuſetzen. 

Referent Abg. Pilet befürwortet dieſen An⸗ 
trag zur Annahme. Er bemerkt dabet, daß die 
Budgetkommiſſton in Folge dieſer Kürzung keints⸗ 
wegs einen Stillſtand in der erforderlichen Fortfüh⸗ 
zung der nothwendigen Bauten wünſche, im Gegen⸗ 
theil, es ſolle mit aller Energie vorgegangen wer⸗ 
den, um ſchleunigſt diejenigen Bauten herzuſtellen, 
welche die Juſtizorganiſation erfordere, ſowie inzwi⸗ 
ſchen die erforderlichen Lokalien mlethsweiſe zu be⸗ 
ſchaffen. Es fet aber völlig unmöglich, die gefor 
derten Beträge in einem Baujahre zu verwenden. 
Deshalb habe die Budgetkommiſſton die Forderung 
um 4 Millionen M. gekürzt. Das jet die Tendenz 
des Antrages. Der Referent theilt noch mit, daß 
es ſich um 2000 Gerichtsſitzt in Preußen handle, 
worunter 113 Neubauten nöthig fein werden. h 

Abg. Horwitz bittet, bei der künftigen Um- 
geſtaltung des Landgerichtes Berlin I die gegenwär⸗ 
tigen unerträglichen Zuſtände des Berliner Stadt- 
gerichts zu beſeitigen. Dieſe Zuſtände feien ſolche, 
daß, wenn einmal ein Fremder die Lokalttäten des 
ſelben, oder, was Gott verhüten wolle, das Schwur 
gericht beſichtigen wollte, man fi ſchümen müßte, 
Die Juſtizpflege werde in einer ſolchen Menge von 
Lokalen gehandhabt, daß der Präſtdent unmöglich 
eine Aufſicht über diefelden führen kann. Es ſeirn 
weder Parteien- noch Zeugenzimmer vorhanden; auf 
kalten, zugigen Fluren müſſen ſich die Parteien und 
die Zeugen aufhalten, und der Oekonomie der preu- 
ßiſchen Staatsverwaltung zum Opfer bringen. Und 
was die Terminszimmer anlange, jo ſelen dieſelben 
jo eng, daß man ſich nur vermittelſt feiner Ellen. 
bogen durchdrängen kann. Wiederholt ſei ihm be- 
gegnet, daß Frauen ohnmächtig aus dem Zimmer 
Nr. 12 hinausgetragen worden find. Andere Zim- 
mer ſeien wieder ſo überfült mit Beamten und 
Parteien, daß die Verhandlungen gar nicht geführt 
werden können. Eine Frau aus dem Volke habe 
deshalb ſehr richtig das ihr zur Unterſchrift vorge- 
legte Protokoll derart unterſchrieben: „Vorgeleſen, 


genehmigt und nicht verſtanden.“ (Heiter 
keit.) Dieſe Zuſtände führten zur Schädigung des 
Rechtsbewußtſeins. Die Eidesabnahme, die doch mit 
einer gewiſſen Feierlichleit vorgenommen werden 
ſollte, jet eine geradezu ſkandalöſe. Dieſelbe finde 
im Zimmer des Botenmeiſters ſtatt, wo nicht blos 
fortwährend die Boten aus- und eingehen, ſondern 
auch außerdem die Gefangenen ſiſtirt werden. Bei 
dieſen Zuſt inden ſei die große Pflichttreue der Be⸗ 
amten geradezu ſtaunenswerth; was geleiſtet wird, 
geſchehe aber auf Koſten der Geſundheit der Be⸗ 
amten. 

Reg.⸗Komm. Geh. Juſtizrath Starke giebt 
zu, daß die vorgetragenen Beſchwerden zum größten 
Theile begründet ſeien; trotzdem wären die Vor⸗ 
würfe gegen die Regierung nicht begründet. Ein- 
mal müſſe auf die unerwartet große Zunahme der 
Bevölkerung Berlins Rücksicht genommen werden; 
zum Andern wäre es aber doch unthu lich geweſen, 
kur; ver dem Eintritt der Juſtizorgantſation mit 
Neubauten vorzugehen. Was die angebliche Ver⸗ 
wendung des Kadettenhauſes als Landgerichts. Ge⸗ 
bäude angeht, jo fei das nichts als ein unverbürg⸗ 
tes Gerücht. 

Abg. Hoffmeiſter rügt das Verfahren, 
nach welchem die Kommunen zur Tragung der Bau⸗ 
laſten der Juſtizverwaltung in zu weit gehendem 
Maße herangezogen werden. 

Regierungs Kommiſſar Miniſteri I - Direktor 
Rindfleiſch: Es iſt leicht, ſich wegen der Ab⸗ 
wälzung der Baulaſt vom Staate auf die Kommune 
zu beſchweren, aber ſchwer dürfte es ſein, einen Aus · 
Weg ben. 

anzlage — auch noch alle Bauten, die 
75 5 * a 
habe h nehmen? 


m 


jeden der Regierung einverjtande 

d l. 6 88 a e VORFRG ng 

1 Vorwurf gegen die Staatsregierung zu er⸗ 
heben. n 

Kap 11 wird darauf den Anträgen der Bud⸗ 
get Kommiſſion gemäß erledigt. 

Damit iſt die zweite Berathung des Juſttzetats 
beendigt. . 

Es folgt die Berathung des Etals der Ver⸗ 
waltung der indtrekten Steuern. 

Die Budget⸗-Kommiſſton beantragt die unver⸗ 
änderte Annahme des Etats bie auf Tit. 2 der ein- 
maligen und außerordentlichen Ausgaben, nämlich 
1,500,000 Mark zur Herstellung eines Dienſtge⸗ 
bäudes für die Direktion der Verwaltung der direh- 
ten Steuern nicht zu bewilligen 

In den Einnahmen und dauernden Ausgaben 
wird der Etat genehmigt. 

Zur Begründung des Antrages der Budget⸗ 
Kommiſſion bemerkt Abg. v. Benda, daß die 
mangelnde Beweis führung für das Bedürfniß eines 
neuen Dienſtgebäudes ſeitens der Regierung und 
außerdem die ſchwierige Finanzlage des Staates 
die Motive waren zur Stellung des mitgetheilten 
Antrages. 

Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Rath Dillen⸗ 
burger weiſt nach, daß das Bedürfniß für ein 
neues Gebäude für die Direktion der direkten 
Steuern unabweislich fe, die Buraus feien in den 
verſchledeuſten Häufern in unz weck naßigſter Wetſe 
untergebracht. 

Der Antrag der Budget⸗Kommiſſton wird dar⸗ 
auf verworfen, die betreffende Poſttton vielmehr nach 
dem Antrage des Grafen Limburg Stirum 
zu nochmaliger Berathung der Budget-Kommiſſion 
überwieſen. 

&8 folgt der Etat der indirekten Steuern. 

“bg. Dr. Ser le kommt als Vorfigender der 
über die Lage der Elſeninduſtrie eingeſchten Enqutte⸗ 
Kommiſſton auf die vom Abg. Richter (Hagen) ge- 
gen dieſe Kommiſſton erhobenen Vorwürfe zurück. 
Der Herr hat mich perſönlich angegriffen wegen 
eines Privaten Briefes, den ich auf Anfrage an 
einen Elſen-Induſiriellen gerichtet habe, und welcher 
durch eine Ungeſchicklichleit in die Oeffentlichkett e 
langt ift. In dieſem Briefe ſteht doch wah af ig 
nichts Gefährliches. Ich ſpreche darln offen meine 
unumftößlice Anſicht aus, daß ich für die Einfüp. 
rung von Elſenzöllen bin, um der Elſeninduſtrie 
weder Muth zu machen. Die Bemängelung der 
Kommalſſton beruht durchaus auf unrichtiger Auf- 
fafjung und Unkenntniß der Thatsachen; dies muß 
um ſo mehr betont werden, als der Bericht am 1. 
Februar an Fürſt Bismarck gelangte und Nieman- 
dem als den Kommiſſions Mitgliedern und den 


Soll etwa der Staat — in ſeiner 
| die 


Nr. 66. 


Kanzliſten bekannt i. Die Behauptung des Abg 
Richter, daß der General-Sehretär Bueck, den ich 


perſönlich nicht kenne, die ſtenographiſchen Bericht 


der Sachverſtändigen korriglrt habe, erkläre ich im 
Intereſſe der Ehre der Sachverſtändigen für um 
wahr. Ich kann nicht ſchließen, ohne meiner Ueber 
zeugung Ausdruck zu geben, daß die Enquete⸗Kom 


miſſton im vollſten Maße ihre Schuldigkeit gethan, 


ja daß fie ſich um das Vaterland wohl verdient ge⸗ 
macht hat. 


Abg. Richter (Hagen) hält dem Vorrebner 


gegenüber ſeine Angaben aufrecht. Nicht dieſen, 
ſondern die Regierung hat er angegriffen. Der 
Vorredner habe das Amt eines Vorfigenden in der 
Eiſenzoll-Kommiſſton angenommen, obwohl er als 
Schutzzöllner bekannt war vor der Berufung. Er 
hätte nicht annehmen oder die Regierung ihn zurückbern⸗ 
fen ſollen, denn in einem Prozeſſe dürfe doch Nie⸗ 
mand Richter ſein, der im Voraus ſagt, eine be⸗ 
Mimmte Partel müfje Sieger bleiben. Die Kom⸗ 
miſſion jei tendenziös ausgewählt, den ſchutzolne⸗ 
riſchen Herren Serlo, Stumm, von Schlör und 
Huber ſtände nur der freihändleriſche Konſul Meyer 
gegenüber. 

Abg. Dr. D ohrn hält gleichfalls die Eiſen ⸗ 
Zoll Kommiſſion für tendenziös ausgewählt. Es 
jeien Männer als Sachverſtändige zuſammengeſetzt 
bloß wegen ihres ſchußzöllneriſchen Standpunktes. 
Das ſei namentlich mit der Berufung des Sach- 
verſtändigen aus Stettin der Fall. 

Abg. v. Wedell Malchow vertheidigt die 
Unabhängigkeit der Enqutte⸗Kommiſſion gegen den 
Abg. Richter. 

bierauf 


Der Etat der direkten Steuern wird 
bewilligt. 
2 


Nächte Sitzung: Sonnabend 1 
Tagesordnung: Etat; Gene 
get⸗Kommiſſion. 

Schluß 5 Uhr. 


Deutſchland. 


Berlin, 7. Februar. Heute Abend finder 
beim Fürſten Bismarck eine vertrauliche Beſprechung 
des Staats miniſtertums ſtatt. 

„Einige Blätter haben neuerdings die Lesart in 
R.Tauf gebracht, der Urſprung der nordſchleswig⸗ 
ſch en Klauſel im Artikel V des Prager Friedens jet, 
auf den Fürſten Bismarck ſelbſt zurückzuſüdren, der 
damit dem Kaiſer Napoleon einc Art Courteifle, 
babe erwelſen wolen. Es iſt auffallend, daß ſelbſt 
Blätter wie die „Köln. Zig.“ und die „Nat.“ 
dieſer Annahme, deren innere Unmöglichkeit klar ge⸗ 
nug vor Augen litgen ſollte, Raum gegönnt haben. 
Wer aber die hinlänglich zugängigen Reden und Er⸗ 
Härungen des Fürſten Bismarck nachlieſt, findet noch 
eine ausdrückliche Widerlegung in der Darſtellung, 
welche Fürſt Bismarck im Dezember 1866 
die Entſtehung jener Klauſel im Abgeordneten hauſe 
gab. Indem der Fürſt allerdings auf das napo⸗ 
leoniſche Prinzip der Berückſichtigung der Natlona⸗ 
lität hinwies, führte er aus, wie Napoleon im Juli 
1866 in der Lage geweſen ſei, ſeine Wünſche mit 
einem ungewöhnlichen Gewicht zu akzentuiren, und 
daß für Preußen einen Augenblick die Wahl vorge⸗ 
legen habe, zwei große Kriege gleichzeitig zu führen 
oder „ob wir in der europälſchen Lage, in der win 
uns vor Wien befanden, die Geſammtheit deſſen 
was uns von Oeſterreich unter Napoleons Bermitt« 
lung geboten wurde, annehmen oder ablegnen woll⸗ 
ten.“ Er, der Fürſt, habe die Ueberzeugung gehabt, 


daß wir den Bogen nicht zu ſtraff ſpannen und 


nicht durch Verwerfung von Einzelheiten die Ge⸗ 
ſam theit des Errungenen wieder in Frage ſtellen 
dürften. Solchen Verhältniſſen und Erwägungen 


verdanke die Klauſel über Nordſchleswig ibren Ur⸗ 
Gegenüber dieſer, vor ganz Europa zu 


ſprung. 
einer Zeit, in der das Kaiſerthum Napoleons noch 
in voller Macht ſtand, gegebenen Erklärung iſt es 
doppelt unmöglich, die Klauſel der Initiative des 
Fürſten Bismarck zuzuſchreiben. 

Als ich neulich auf den Zeitpunkt hinwies, in 
welchem der neue Vertrag mit Oeſterreich abge⸗ 
ſchloſſen worden iſt, hob ich doch hervor, daß die 
neueſte Demonſtration in Kopenhagen, wenn auch 
nicht den Anlaß zu dem Vertrage ſelbſt, doch zu 
veſſen Veröffentlichung gerade im jehigen Zeitpunkt 
gegeben haben könnte. Durch meine Notiz konnte 


jedoch nicht ausgeſchloſſen fein, daß auch bereits bei 


den Verhandlungen mit Oeſterreich das Verhalten 
des Herzogs von Cumberland in ſeinem Schreiben 


"Damit ig die Tapesorbming erledigt. 


an den „König von Preußen“, welches in demon⸗ 
ſtrativer Weiſe die Exiſtenz des deutſchen Reiches 
ignorirte, forte die ganze Reihe von Manifeflationen, 
welche die Welfen in Hannover und Braunſchwelg 
an feine Verlobung mit der däniſchen Prinzeſſin 
knüpften, mit ins Gewicht gefallen find. Die 
neueren Vorgänge in Kopenhagen haben, wie er⸗ 
wähnt, die Publikation des Vertrags beſchleunigen 
müſſen. 

Im Anſchluß an meine geſtrige Mittheilung, 
daß das Staatsminiſterium den Nachtrag zum Juſtiz⸗ 
etat berathen habe, höre ich heute, daß daſſelbe den 
Vorſchlägen auf Erhöhung verſchledener Richtergebalte 
zugeſtimmt hat. 8 } 

Berlin, 7. Februar. Die Reichstagswahl in 
Breslau findet von offiziöfer Seite folgende Beur- 
theilung: 

„Die Reichstagswahl in Breslau, nach deren 
Ergebniß ein Sozialdemokrat in einer Stichwahl zur 
engeren Wahl kommt, findet naturgemäß in allen 
poltuiſchen Kreiſen große Beachtung; überraſcht aber 
können von dieſer Erſcheinung nur Diejenigen ſein, 
die die Tiefe der ſozialdemokratiſchen Bewegung im⸗ 
mer unterſchätzt haben. Es giebt nichts Verkehrttres, 
als aus jener Thatſache Argumente gegen das So⸗ 
naliſtengeſetz ſchöpfen zu wollen. Die Regierung 
bat niemals für möglich gehalten, wie alle ihre 
Acußerungen bei Verathung des Sognialiſtengeſetzes 
bewieſen, die ganze ſoziale Bewegung durch das Ge⸗ 
ſetz mit einem Schlage zu beſeitigen. Am deutlichſten 
wird die Ueberzeugunz der Regierung dadurch be⸗ 
kundet, daß dieſelbe den Zeitraum von 21/5 Jahren 
für die Geltung des Geſetzts für viel zu kurz er⸗ 
Harte und ſich nur in denſelben fügte mit der Vor⸗ 
ausſetzung ſpäterer Verlängerung. Die Regierung 
hielt eine Zeit von 21½ Jahren zu kurz, weill ſie 
ſich niemals der Täuſchung hingab, die eben erſt als 
fo mächtig erwieſene Wahlordnung der Sozialdemo⸗ 
katie ſofort unwikſam machen zu können. Auch 
nach der äußerlich jo bedeutenden Wirkung des So⸗ 
Haliſtengeſetzes iſt die Staatsregierung ſolchen Illu⸗ 
ſionen keinen Augenblick zugänglich geweſen. Da⸗ 
für liegt der beſte Beweis in der Verhangung des 
Meinen Belagerungszuſtandes über Berlin. Die 
Ueberraſchung durch die Breslauer Wahl trifft 
alſo nur Diejenigen, die die Grüße des Uebels 
und das Maß der nothwendigen Gegenwehr verkannt 


Dias Sozialiſtengeſez hat in ſeiner halblährigen 
Wirkſamkeit nicht vermocht, die in langen Jahren 
vorbereitete und eingeübte Organiſation der Sozial ⸗ 
demokratie in Breslau zu brechen. Dieſe Thatsache 
muß als erwieſen gelten Alle anderen Folgerun⸗ 
gen, die man aus dieſem Vorgange auf verſchledenen 
Seiten zieht, ſcheinen uns noch überaus gewagt. 
Legt man ſich die F age vor, warum eigentlich die 
Breslauer Wähler, welche das vorige Mal für 
Herrn Kraecker ſtimmten, diesmal ihre Stimmen 
einem Foriſchrittler zuwenden ſollten, jo find wir in 
der abſoluten Unmöglichkeit, eine Antwort zu find en. 
Hat das Geſetz die bis jetzt immer ſteigende ſoztal⸗ 
demokratiſche Bewegung geſtellt, hat es dieſe ſelbſt 
für die Nation im Allgemeinen weniger läſtig und 
auft gend gemacht, jo bat es einen großen Theil 
feines Zweckes erfüllt und dieſen Erfolg wird man 
wohl kaum beſtreiten konnen. 

Die Herren von der Fortſchrittspartel jeden⸗ 
falls, vie geglaubt haben, durch den Zauber ihrer 
Worte das ſozialdemokratiſche Ungeheuer zu bejänfti- 
gen oder gar an den fortſchrittlichen Trtumphwagen 
frannen zu können, ſollten nach den letzten Vor⸗ 
kommniſſen in den Berfammlungen der Herren Rich- 
ter, Virchow und Löwe in Berlin über dieſe Täu⸗ 
ſchung ſich klar geworden fein. Wenn Herr Löwe 
vie Sozialdemokraten aufforderte, ihre alte Fahne 
u verlaſſen und die Fortſchrittspartel in ihrem 
Kampf für Freiheit und Recht zu unterflügen, jo 
vergaß er dabei die unüberſchrettbare Kluft, welche 
die bürgerliche Geſellſchaft von ihren erklärten Geg⸗ 
nern trennt, die Sozlaldemokraten haben fie ihm 
mit Hohn in das Gedächtniß gerufen. Mit der 
Freiheit, wie er fie ſich denkt, beabſichtigt der Fort⸗ 
ſchrittler und der Liberale überhaupt den beſtehenden 
Staat zur höheren Vollkommenheit zu bringen; der 
Sogialvemokrat verwirft den beſtehenden Staat wie 
vie beſtehende Geſellſchaft; jede Freiheit hat nur 
Werth für ihn als Kampf- und Zerſtöͤrungs mittel 
Die „fortſchrittliche Bourgeoisfreipeit" erſcheint ihm 
unermeßlich ſchal gegenüber den Verſprechungen ma⸗ 
teriellen Wohlſeins, womit ihn ſeine Propheten 
überhäuft haben. Spricht Herr Löwe von fittlicher 
Weltordnung, ſo antwortet der Soztaldemokrat mit 
Hohn: „Sittliche Weltordnung wie heißt? — wo 
der Eine hungert, der Andere ſpeiſt!“ Den Ernſt 
des Kampfes, den die Sozialdemokratie führt, 
rufen ſolche Vorgänge denjenigen zurück, die das 
Unangenehme gern jo ſchnell wie möglich vergeſſen 
N dieſe Warnungen nicht vergeblich ergangen 


— Die nächſten Tage werden im Abgeordne⸗ 
tenhauſe die letzten Sitzungen von erheblicherem In⸗ 
tereſſe während dieſer Seſſton bringen. Der Ge⸗ 
neralbericht der Budgetkommtſſion wird trotz der in 
der Kommiſſton ſtattgehabten umfangreichen Debat- 
ten noch einmal die Parteien im Hauſe ſehr ſchroff 
einander gegenübertreten laſſen. Die Fraktionen der 
Rechten find nicht mit den Anträgen der Budget 
kommiſſton einverſtanden, das Centrum bereitet eigene 
Anträge vor und bezüglich der Eiſenbahnfrage hat 
ſich ein ſcharſer Gegenſaß zwiſchen den Nationallibe- 
ralen und der Fortſchrittspartet entwickelt. Die 
erſteren werden für den Antrag ſtimmen, an deſſen 
Spitze der Name des Abgeordneten Lasker ſteht. 
Es iſt nicht unmöglich, daß in der Eiſenbahnfrage 
keiner der in das Haus eingebrachten Anträge die 
Majorität erhält. 

Die konſervative Fraktion wird folgende, den 
Namen des Abg. Freiherrn v. Minnigerode an der 


Spitze tragenden Antrag auf Uebergang zur moti⸗ 
haften Frau Ehrke miethete am 4. Februar eine 


virten Tagesordnung über die Reſolutionen IV und 
V des Generalberichts einbringen: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchlie⸗ 
ßen: In Erwägung, daß eine im Wege der Quo⸗ 
tiſtrung herbeizuführende Herabminderung bez. Nicht⸗ 
erhebung der klaſſiſizirten Einkommenſteuer einer ge⸗ 
ſunden Finanzpolttik nicht entſpricht, weil dadurch 
das mobile Kapital einſettig erleichtert bez. befr 
werden würde, während gleichzeitig Grund⸗, Ge⸗ 
bäude ⸗ und Gewerbeſteuer unverändert zur Forterhe· 
bung gelangen — und in Erwägung, daß die zum 
Wohle des deutſchen Reiches und Preußens ange 
ſtrebte Vermehrung der eigenen Einnahmen des Rei ⸗ 
ches beſtimmt ſein muß, vorweg die Matrikularbei⸗ 
träge zu beſeitigen und dus, die darüber hinaus 
für Preußen ſich ergebenden Ueberſchüſſe einmal das 
Gleichgewicht der zur Zeit an einem Defizit kran⸗ 
kenden preußiſchen Staatsfinanzen dauernd wiederher⸗ 
zuſtellen und weiter die Steuerlaſt der Kommunen 
bez. Kommunalverbände durch finanzielle. Beihülfen 
zu erleichtern, — über die unter IV und von 
der Kommiſſton zur Prüfung des Staatshaushalte⸗ 
Etats beantragten Reſolutionen zur Tagesordnung 
uͤberzugehen.“ 


Provinzielles. 

Stettin, 8. Februar. Nach einer Bekannt- 
machung des „Reichsbank⸗ Direktoriums“ vom 3. d. 
werden vom 1. Juni d. J. ab Gelder der Kir⸗ 
chen, Schulen, Hospitäler und anderen milden Stif⸗ 
tungen und öffentlichen Anſtalten zur zins baren Be⸗ 
legung bei der Reichsbank nicht mehr ange- 
nommen und die bis dahin belegten Gelder dieſet 
Art nicht verzinſt. Die Abhebung des Kapitals und 
der rückſtändigen Zinſen kann jederzeit bei der Reichs⸗ 
Bankanſtalt des Belegungsortes gegen Rückgabe der 
gehörig quittirten Schuldurkunde (Qulitungsbuch, Bank⸗ 
Obligatton oder Empfangsbeſchetnigung) ſtattfinden. 
Auf Wertppaptere bezieht ſich die vorſtehendt 
Beſtimmung nicht. Dieſelben können auch von 
Vormündern, Pflegern u. j. w. nach wie vor der 
Reichsbank in Verwahrung und Verwaltung gegeben 
werden. 

— Der Regierungs-Rath v. Bruce iſt von 
der Königlichen Regierung zu Bromberg an die hie⸗ 
fige Königliche Regierung verſetzt. 

— Am 18. v. Mis. iſt auf dem Perſonen 
bahnhofe der Berlin-Stettiner Etſenbahn hierſelbſt 
die Leiche eines neugeborenen Kindes weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts gefunden. Nach dem Seltionsbefunde iſt 
das Kind wahrſcheinlich erwürgt, auch liegt die Ver⸗ 
muthung nahe, daß die Leiche von einer Berfon, 
die mit der Bahn hier zugerriſt war, auf dem Bahn⸗ 
hoſe verſteckt worden iſt. Die hieſige Staatsan 
waltſchaft bittet deshalb um Recherche nach der Mut⸗ 
ter des Kindes. 2 


Spasde Stettin, Königlichen ronats mit 
gen Inhabers zum 1. Oktober d. J. zur Eiledi⸗ 


gung. Die Wiederbeſetzung geſchteht durch Wahl 
der vereinigten kirchlichen Gemein e der Pa⸗ 
rochie. Bewerbungen um die Pfarrſtelle find ſchrift⸗ 
lich bei den Gemeinde ⸗Kirchenrath in Stolzenhagen, 
oder bei dem Königlichen Konſiſtortum anzubringen. 
Das Einkommen der Stelle beträgt excl. der Woh⸗ 
nungsnutzung 5250 Mark. 

— Die Eiſenbahn - Aufſichtsſtellen und die 
Staatseiſenbahn⸗Direkttonen find unterm 28. v. M. 
angemiejen, ſtrengſtens darauf zu ſehen, daß die 
Vornahme von „Bahn-Unterhaltungs-Arbeiten“ an 
Sonn- und Feſttagen „auf das für die 
Auftechthaltung der Betriebs ⸗Sicherheit unbedingt er- 
forderliche Maaß beſchränkt wird.“ Bezug wird 
dabei auf den früheren Erlaß des Mimiſters des 
Innern und des Handels genommen, worin den 
Bezirks⸗Reglerungen und Landdroſteten eröffnet wor⸗ 
den, daß die Vornahme von Eiſenbahnarbelten an 
Sonn- und Feiertagen der Einmiſchung der Lokal- 
poltzeibehörden ganz fern gehalten werden muß, 
ſchon weil letztere die Dringlichkeit ſolcher Arbeit 
gar nicht beurtheilen können, die Eiſenbahnverwa! 
tungen auch für die Ordnung und Sicherheit dre 
Betriebes allein verantwortlich gemacht find. 

— Am Donnerſtag Vormittag kam zu dem 
Hohenzollernſtraße 5 wohnhaften Reſtaurateur Fröm⸗ 


ming ein demſelben unbekannter Mann, welcher ſich, 


nachdem er ein Glas Bier beſtellt hatte, mit dem 
Wirth in ein Geſpräch einlteß, bei welchem er 
äußerte, daß er das Geſchäft des F. kaufen möchte, 
beide auch über den Kauf einig wurden und am 
Nachmittag, wo der Unbekannte ſeine Schweſler mit. 
bringen werde, abſchließen wollten. Am Nachmittag 
kehrte der Mann allein zurück und in der neben 
dem Lokal belegenen Wohnſtube wurde das Geſpräch 
fortgeſeßt. Nach einiger Zeit, als Fiswming in 
ſeinem Geſchäftslokal zu thun hatte, beauftragte der 
Mann die Ehefrau des F., zwei Taſſen Kaffee zu 
kochen, welche ſich deshalb nach der Küche begab. 
Kurze Zeit darauf entfernte ſich auch der Unbe- 
kannte und verſprach ſpäter wieder zu Fominen. Als 
F. in ſeine Wohnſtube kam, bemerkte er ſofort, daß 
feine beiden Taſchenuhren, welche an der Wand 
neben einander gehangen hatten, mit dem Unbekann⸗ 
ten verſchwunden waren. Die eine der Uhren iſt 
eine ſüberne Cylinderuhr mit Goldrand im Werthe 
von 27 Mark, die andere eine ſilberne Chronome⸗ 
teruhr im Werthe von chca 75 Mark; dieſelbe hat 
ein dünnes feines Glas, trägt auf dem Zifferblatte 
goldene Sternpunkze, hat zwei Kapfeln und iſt auf 
der Rückſeite mit „Ancora“ gezeichnet. Der Dieb 
iſt nicht ermittelt. 

— Geſtohlen wurden in der Nacht vom 6. 
zum 7. d. Mts. dem Korbmacher Kothe aus 
verſchloſſenem Keller des Hauſes kleine Oderſtraße 
20/21 ein neuer viereckiger Waſchkorb und zwei 
Köpfe Weißkohl. 


damit. 


zu Schulden kommen laſſen. 


— Bei der in der Fiſcherſtraße Nr. 20 wohn⸗ 
Frauensperſon eine Schlafſtelle; als die Ehrke am 


nächſten Tage ihre neue Mietherin auf kurze Zeit 
allein in der Wohnung ließ, packte dieſe eine Menge 


der Ehrke gehörigen Gard erobenſtücke, Wäſche, ſowie 
einen goldenen Ring zuſammen und entfernte ſich 


— Im Juli v. J. wurden dem Sohne des 
Fuhrherrn Ritzerow verſchiedene Garderobenſtücke und 
eine ſilberne Ankeruhr mit Goldrand und Haarſchnur 
im Geſammtwerthe von 90 Mark geſtohlen. Geſtern 
gelang es, den Dieb in der Perſon des Arbeiters 
Julius Albert Bernhard Struck, angeblich aus 
Züllchow, zur Haft zu bringen. Derſelbe geſtand 
den Diebſtahl ſofort ein Von den geſtohlenen 
Gegenſtänden trug er eine Hoſe und Weſte noch bei 
der Haftnahme, während er die Uhr bei einem Uhr⸗ 
macher in Garz a. O. fur 9 Mark will verkauft 
haben. Gleich nach dem Diebſtahl hatte Struck 
Stettin verlaſſen und ſich bis vor einigen Tagen 
außerhalb herumgetrieben. 

— „6. Februar. Der Aerzte ⸗Verein 


des Regierungsbezirks Stralſund wird hier im Au- 


ditortum der chirurgiſchen Klinik am 15. Februar 


eine außerordentliche Sitzung abhalten, in welcher 


den Hauptgegenſtand der Berathung die den ärzt⸗ 


lichen Vereinen vom Kultusminiſterium vorgelegte 


Frage bilden wird, ob das Abiturientenzeugniß der 


Realſchulen I. O. zum Studium der Medizin qua- 
liſizire oder nicht. 
Eulenburg und Hüter iſt belannt, daß dieſelben leb⸗ 
haft für die Bejahung der Froge eintreten. Der 
leßtere hat auch über den Gegenſtand ein ausführ- 
liches Gutachten im Druck erſcheinen laſſen. 


Von den biefigen Profeſſoren 


Vermiſchtes. 

— Vor etwas mehr als zwei Jahren ver⸗ 
ſchwand von Berlin, wie damals die Zeitungen be⸗ 
richteten, der in ſehr jugendlichem Alter ſtehende 
Kommis Siegmund F., deſſen Eltern dort eine ge- 
achtete Stellung einnehmen, nachdem er in dem 
Konfektionsgeſchaft, woſeldſt er damals fungirte, ſich 
eine Veruntreuung von mehr als 2000 M. batte 
Man glaubte zur 
Zeit, da feine Spur von ihm aufzufinden war, er 
babe ſich, aus Furcht vor der ihm drohenden Strafe, 
ein Leid zugefügt, während von anderer Seite be⸗ 
hauptet wurde, daß er nach Amerika entflohen ſei. 
Die unglücklichen Eltern erſetzten dem Chef des 
Konfektionsgeſchafts die volle Summe, die ihr Sohn 
veruntreut hatte, damit nur ihr ehrlicher Name 
nicht durch einen Steckbrief gebrandmarkt werde. 
Mehr als zwei Jahre blieb man, trotz aller Nach⸗ 
forſchungen, in Ungewißheit über feinen Verbleib, 
aber vor einigen Tagen find an die troſtloſen Eliern 
des jugendlichen Verbrechers Nachrichten aus New- 
Aork eingetroffen, aus denen hervorgeht, daß er 


r. dort ſein verbrecherische Leben fortgefept und ein 
ſchrckliches Ende gefunden habe. Er wurde nämlich 


— wie die lauten — in einem verrufenen 
Etabliſſement, wo gewöhnlich Verbrecher verkehren, 
von ſeinen Genoſſen, die er bei dem Verkauf von 
geſtohlenen Sachen übervortheilen wollte, ermordet, 
und ſein Körper zeigte nicht weniger als zehn Wun 
den, von denen, nach dem Ausſpruche der Jury, 
faſt jede einzelne einen lödtlichen Ausgang herbei- 
führen mußte; außerdem erlitt er durch einen Schlag, 
der ihm vermuthlich mit einem Hammer verſetzt 
wurde, einen ſo argen Schädelbruch, daß das Ge⸗ 
hirn hervorquoll. In ſeiner, nicht weit von jenem 
verrufenen Etabliſſement belegenen Wohnung. in 
einem Haufe der Bavard. Street, fand man Papiere, 
die über die Identität ſeiner Perſon vollſtändig 
Auſſchluß gaben, und außerdem wurden noch viele 
Silberſachen vorgefunden, die von einem Einbruch, 
der vor kurzer Zelt in Brooklyn ausgeführt wurde, 
herrühren ſollen. Auch eine Photographie, die man 
in feiner Wohnung fand und die den unglücklichen 
Eltern zugeſchickt wurde, ſtellt die Perſon des jugend 
lichen Verbrechers, der ein fo ſchreckliches Ende ge- 
funden, unz wetfelhoft feſt. 
— (Ein gewiſſenhaſter Statiftifer.) Als man 
unter dem Kaiſerreich in Fran' reich einmal eine 
Statiſtik aufſtellen wollte über die Zahl von Hüh⸗ 
neretern, weiche durchſchnittlich im Lande hervorge , 
nacht würden, ſchicktt man, wie das üblich if, den 
oͤthigen Fragebogen an die einzelnen Präfekten. 
Als die verſchledenen Bogen an das Miniftertum 
zurückkamen und nun die Summe gezogen wurde, 
war man nicht wenig erſtaunt, die Totalſumme mit 
einem halben Ei abschließen zu ſehen. Die einyl- 
nen Antworten der Präfekten wurden auf's Neue 
durchgeſehen und an denjenigen, auf deſſen Bogen 
ſich das befremdliche halbe Ei befand, eine Anfrage 
gerichtet, was es mit dieſem Naturwunder für eine 
Bewandtniß babe, Der Präfekt, ein vortreffliche 
Burcaukrat und ein geiſtreicher Mana — zwei 
Dinge, die ſelten mit einander vereint zu ſein 
pflegen — ſchlckte folgende Antwort: „Bei einer 
fo wichtigen Materie, wie die Statiſtik es if, habe 
ich alle erden liche Sorgfalt aufgewendet, um mir 
genaue Berichte zu verſchaffen. So erfuhr ich 
denn, daß eine Henne an der Grenze meines De⸗ 
partements und des der Seine ein Ei gelegt habe 
an einem Orte, von dem ſich nicht genau beſtimmen 
ließ, ob er zu meinem Departement oder dem der 
Seine gehörte. In einem ſo zweifelhaften Falle 
hielt ich es für das Oeſte, die eine Hälfte des Eies 
für meine Lifte in Anſpruch zu nehmen. Wäre 
mein Kollege mit derſelben Sorgfalt verfahren, ſo 
müßt ſich die andere Elhälfte in der Liſtt des 
Seine - Departements vorgefunden haben!“ 
Draſtiſcher iſt ſicher die Vielſchreibereti der Bureau⸗ 
katie niemals von einem Bureaufraten und die 
manchmal groteske Ueberhebung der Statiſtiker von 
einem geiſtreichen Manne gegeißelt worden. 
E eber Madame Grevp's Herkunft gehen in 


— 


Paris die abenteuerlichſten Gerüchte; man erzählt 
ſich, daß fie urſprünglich Köchin, Haus häl terin oder 
gar Wäſcherin des jetzigen Präſidenten gewefen ſet. 
Dem entgegen wird gemeldet, daß Madame Grevy 
aus einer beſcheidenen Advokatenfamilie ſtammt, daß 
ihr aber allerdings die Repräſentationspflichten große 
Sorge machen. Fräulein Grevy hat nicht, wie ſich 
die Boulevards erzählen, zu Capoul in einem na⸗ 
heren Verhältniß geſtanden; wahr iſt nur, daß der 
bekannte Tenoriſt, welcher wußte, daß die junge 
Dame jeine Gefühle erwiderte, bel Grevp um ihre 
Hand anhielt, jedoch vom Vater abſchlägig beſchie⸗ 


den wurde. 
Viehmarkt. 

Berlin, 7. Februar. Es ſtanden zum Ber- 
kauf: 209 Rinder, 815 Schweine, 553 Kälber, 
359 Hammel. 

Die am Markt befindlichen Rinder beſtanden 
zum größten Theil aus dem am Montage verbliebe⸗ 
nen Ueberſtande und weiſen nur Sekunda- und 
Tertia-Waare auf; das Geſchäft verlief Mangels 
Bedarf ſehr matt und vartirten die Preiſe zwiſchen 
37-50 Mark pro 100 Pfr. Schlachtgewicht bei 
abermals zurückblelbendem Weberftand. 

Schweine Prima-Waare fehlen ganz; der Auf⸗ 
trieb beſtand zu 2], aus Ruſſen, 1 aus Land- 
ſchweinen und ſtellte ſich bet gleichfalls lauerndem 
Geſchäft der niedrigſte Preis auf 35, der höchſte 
auf 43 Mark pro 100 Pfund Schlach . 

Kälber verblieben bei nicht gebeſſertem Geſchäfts⸗ 
verlauf auf dem Preiſe von 40—55 Pf. pro 1 
Pfund Schlachtgewicht. 

Hammel wurden trotz des geringen Auftriebes 
nicht geräumt und konnten über den letzt erzielten 
Preis von 40 50 Pf. pro 1 Pfund Schlacht 
gewicht gleichfalls nicht hinaus. 


Telegraphiſche Depeſchen 

Wien, 7. Februar. Die Kabinets bildung ik 
noch nicht perfekt. Das Verbleiben des Unterrichts- 
Miniſters it wieder fraglich. Die „Grazer Tages 
poſt“ bringt einen anſcheinend offiztsſen Wiener 
Brief, welcher ſagt, Graf Taaffe wolle den Eintritt 
der Gehen in den Reichs rath, eifrigſt anſtreben 
durch die Konzeſſion einer czechiſchen Univerität im 
Prag und Schaffung eines Spezial⸗Miniſters für 
Böhmen. 

Nom, 7. Februar. In der heutigen 
der Kammer antwortete der Miniflerpräfident Depretis 
auf eine Anfrage Nicstera's, daß alle zur Abwehr 
der Peſt erforderlichen Schutzmaßregeln getroffen ſeien, 
die Nachricht vom Ausbruch der Peſt in Salonicht 
fer unbegründet. 

— Wegen des heutigen Jahrestages des Todes 
Papſt Pius IX. fand in der fixtiniſchen Kapelle ein 
feierlicher Trauergottesdienſt ſtatt, welchem Papft 
Leo XIII., die Kardinale, alle anderen kirch⸗ 
lichen Würdenträger und die bei dem päpfllichem 
Stuol beglaubigten Bectieter auswärtiger Mächte 
beiwohnten. 

Rom, 7. Februar. Die Diplomaten und ı#- 
miſchen Fürſten eiſchtenen deute zum erſten Male 
wieder wie früher in Galaauffahrt im Vatikan, um 
dem Todtenamt für den verſtorbenen Papſt Pius 
beizuwohnen. Der Papſt abſolvirte das Amt per⸗ 
ſönlich vor dem Katafalk. Der Volks beſuch am 
Grabe Pius tft indeſſen kläglich ausgefallen. Um 3 
Uhr war die Peterskirche noch vollſtändig leer und 
um 5 Uhr ſchon vollſtaadig geſchloſſen. 

Madrid, 7. Gedruar. Das Comité für die 
Geſundzettapflege hat in allen ſpaniſchen Häfen für 
die aus dem ſchwarzen Meere kommenden Brovenien- 
zen die Quarantäne angeordnet. Die nämliche Maß⸗ 
regel ſteht für die Provenienzen aus dem äzätſchen 
Meere devor. 

Bulareſt, 7. Febrnar. Der Miniſter des 
Auswärtigen, Campineano, nahm bei den Berathun⸗ 
gen des Senats Beranlaſſung, in ausführlichſter 
Weiſe auf die Frage der Juden-Emanzipation ein- 
zugehen und machte dabet hauptſächlich geltend, daß 
die politiſche Lage des Landes die politiſche Gleich- 
ſtellung der Juden zu einer unabweisbaren Roth- 
wendigkeit mache. 

Bukareſt, 7. Februar. Der „Monitorul“ 
veröffentlicht ein fürſtliches Dekret, betreffend die Brä- 
ventivmaßregeln gegen die Bel. Das Dekret ent- 
hält ein den Wiener Beſchlüſſen entſprechendes Ein- 
fuhrverbot gegenüber allen Provenienzen aus Ruf- 
land und Bulgarien und beſtimmt weiter, daß 
Koreejpondengen und Geld ſyſtematiſch desinfigirt 
werden müſſen. Der Eintritt zu Land oder zu 
Waſſer iſt jeder Perſon verboten, die ſeit weniger 
als 20 Tagen einen inſizirten oder verdächtigen Ort 
verließ. Ebenſo iſt für alle Waggons eiſter und 
zweiter Klaſſe auf den Eiſenbahnlinien Ungheni⸗ 
Jaſſy und Bender - Galap der Eintritt verboten, 
während die Waggons dritter Klaſſe und die Waa⸗ 
zen⸗Waggons deeinſizirt werden müſſen. Die 
Schiffe aus ruſſiſchen und bulgariſchen Häfen mit 
den darauf befindlichen Perſonen und Waaren um- 
terliegen der ſanitätlichen Revlſion und den ange- 
ordneten Quarantäne- Maßregeln. Die Bälle der 
aus Rußland und Bulgarien kommenden Reiſenden 
müſſen das Bijum eines rumäniſchen Konſuls tra- 
gen und eine Beſtätigung enthalten, daß die Reijen- 
den aus peſtfreien Orten kommen. Die letztge dachte 
Beſhimmung tritt 8 Tage nach dem Zeitpunkte, wo 
dieſelbe in Petersburg notlſizirt worden iſt, in Kraft; 
alle übrigen Bestimmungen haben bereits von heute 
ab geſetzliche Wirkſamkeit. 

Athen, 7. Februar. Der neu ernannte zweite 
türkiſche Delegirte zu den Verhandlungen mit 
Griechenland, Conſtant Paſcha, iſt in Previſa an⸗ 
gekommen, der Zujammentritt der türkiſchen und 
griechlſchen Kommiſſarten iſt auf den 8. cr. ver ; 
ſchoben worden, ein Einvernehmen der Kommiſſarien 
über die Baſen der Verhandlungen iſt noch nicht 
erzielt. 


u 


